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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu den Unterrichtungen durch die Bundesregierung 


1. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Schaffung 
einer gemeinschaftlichen Ausfuhranmeldung 

— Drucksache 8/38 — 

2. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 

über die Bestimmung des Urspungs bestimmter Wirkwaren 
sowie bestimmter Bekleidungen und Schuhe des Kapitels 60 
bzw. der Tarifnummern ex 42.03, 61.01, 61.02, 61.03, 61.04, 

61.09, 64.01, 64.02, 64.03 und 64.04 des Gemeinsamen Zolltarifs 

— Drucksache 8/61 — 

3. Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Harmonisierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

über die im grenzüberschreitenden Reiseverkehr geltende 
Regelung für die Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern 

— Drucksache 8/106 — 


A. Problem 

Zu 1. 

Die Abwicklung des Warenverkehrs hat sich durch die seit 1970 
eingeführten gemeinschaftlichen Versandverfahren erheblich 
vereinfacht. Die unterschiedliche Formulargestaltung in den Mit- 
gliedstaaten erschwert noch die Zollabfertigung, aber auch die 
statistische Auswertung der Ausfuhranmeldungen. 

Zu 2. 

Die allgemeine Begriffsbestimmung des Warenursprungs reicht 
nicht aus, um eine einheitliche Handhabung bei bestimmten 
Wirkwaren, Bekleidungen und Schuhen sicherzustellen. 
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Zu 3. 

Der Reiseverkehr zwischen den Mitgliedstaaten soll weiter 
liberalisiert werden. Auch wurden die Freigrenzen durch den 
Preisauftrieb entwertet und durch die unterschiedliche Entwick- 
lung der Währungen uneinheitlich. 


B. Lösung 

Zu 1. 

Die Ausfuhranmelde-Formulare werden vereinheitlicht. 

Zu 2. 

Die Ursprungsbestimmung für diese Waren wird im einzelnen 
geregelt. 

Zu 3. 

Die Freigrenzen werden erhöht und auf der Basis der neuen 
Rechnungseinheit (Währungskorb) festgelegt. 

Der Ausschuß empfiehlt, von den Vorlagen Kenntnis zu neh- 
men, im Falle zu 3. werden jedoch einzelne Bedenken, die vom 
Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit der 
Deutschen Bundesbank geäußert worden sind, geteilt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Zu 1. und 2. 
unerheblich 

Zu 3. 

Die Ausfälle durch Ausnutzung der erhöhten Freigrenzen wer- 
den durch die Anwendung der neuen Rechnungseinheit so weit 
aufgewogen, daß die Kostenbelastung im Ergebnis als unbe- 
deutend angesehen werden kann. 
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Beschlufiempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von den Vorschlägen der EG-Kommission — Drucksachen 8/38, 8/61, 8/106 — 
Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 22. März 1977 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Rapp (Göppingen) 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Rapp (Göppingen) 


Die Vorlagen — Drucksachen 8/38, 8/61 — wurden 
mit Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages vom 4. Februar 1977, die Vorlage — Druck- 
sache 8/106 — mit Schreiben vom 17. März 1977 an 
den Finanzausschuß überwiesen. Der Ausschuß hat 
über die Vorlagen am 16. März 1977 beraten. 

Die Vorlage — Drucksache 8/38 — soll ein EG-ein- 
heitliches Ausfuhranmeldeformular schaffen, das zu- 
gleich dem international vereinbarten Rahmenvor- 
druck entspricht. Damit wird sowohl das Zollver- 
fahren vereinfacht als auch die statistische Auswer- 
tung erleichtert. 

Die Vorlage — Drucksache 8/61 — will Unklarheiten 
bei der Ursprungsbestimmung von bestimmten 
Wirkwaren und Bekleidungen und von Schuhen be- 
seitigen. Die allgemeinen Regelungen stellen auf 
die letzte wesentliche und wirtschaftlich gerechtfer- 
tigte Be- und Verarbeitung ab f die zur Herstellung 
eines neuen Erzeugnisses geführt hat oder eine be- 
deutende Herstellungsstufe darstellt. An die Stelle 
dieser unbestimmten Rechtsbegriffe sollen für die 
genannten Waren konkret beschriebene Verarbei- 
tungsvorgänge treten. 

Die Vorlage — Drucksache 8/106 — soll durch eine 
Erhöhung der Freigrenzen für die Umsatzsteuer und 
die Sonderverbrauchsteuem auf die im innergemein- 
schaftlichen Reiseverkehr mitgeführten Waren bei 
gleichzeitiger Umstellung von der Goldparität auf 
die neue Europäische Rechnungseinheit (Währungs- 


korb) mindestens die zwischenzeitliche Geldentwer- 
tung ausgleichen. Gleichzeitig soll in Zukunft ver- 
mieden werden, daß eine unterschiedliche Entwick- 
lung der europäischen Währungen zueinander zu 
von Land zu Land unterschiedlichen Freigrenzen 
führt. Diese Zielsetzung wird vom Ausschuß begrüßt. 
Die hierfür vorgesehenen Regelungen sind jedoch 
nach Auffassung des Bundesministeriums der Finan- 
zen und auch der Deutschen Bundesbank in nicht 
essentiellen Teilen ihrer Ausgestaltung bedenklich. 

1. Die Bestimmung der Währungseinheit durch 
einen Währungskorb an Stelle der Goldparität 
habe den Nachteil, daß sich die maßgeblichen 
Steuerfreigrenzen, in nationaler Währung ausge- 
drückt, ständig veränderten. Das sei nicht prakti- 
kabel. Die Beträge müßten für wenigstens ein 
bis zwei Jahre konstant bleiben. 

2. Im Falle einer Aufwertung müßte die Steuer- 
freigrenze — in nationaler Währung ausge- 
drückt — herabgesetzt werden; das werde von 
den Bürgern nicht verstanden. 

3. Eine Indexierung sei aus grundsätzlichen Erwä- 
gungen bedenklich. 

Der Finanzausschuß hat sich diesen Bedenken ange- 
schlossen. 

Namens des Ausschusses bitte ich, von den Vor- 
schlägen der EG-Kommission Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 22. März 1977 


Rapp (Göppingen) 

Berichterstatter 
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